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1 Steuerbefreiung für Schönheitsopera-
tionen, Empfängnisverhütung etc. 
 

Kernaussage 
Ärztliche Leistungen sind nur dann von der Umsatz-
steuer befreit, wenn sie der Behandlung von Krank-
heiten dienen und somit ein therapeutisches Ziel im 
Vordergrund steht. Dies kann im Einzelfall durchaus 
streitig sein. 

Neue Verwaltungsanweisung 
Die Oberfinanzdirektion (OFD) Frankfurt a. M. be-
fasst sich in einer aktuellen Verfügung mit der Steu-
erbefreiung von Schönheitsoperationen, Schwanger-
schaftsabbrüchen und Empfängnisverhütungen. 

Konsequenzen 
Die Kombination der aufgeführten Behandlungsarten 
mutet etwas seltsam an, dürfte jedoch für die betrof-

fenen Fachbereiche wichtig sein. Schönheitsoperati-
onen sind nur von der Umsatzsteuer befreit, wenn 
eine medizinische Indikation nachgewiesen werden 
kann. Dies wird in der Regel nicht der Fall sein. 
Übernimmt jedoch die Krankenversicherung regel-
mäßig die Kosten, ist dies ein Indiz hierfür, so dass 
eine Befreiung in Frage kommt. Welche Bedeutung 
der Beurteilung des behandelnden Arztes hierbei 
beizumessen ist, muss aktuell der Bundesfinanzhof 
(BFH) entscheiden. Das Finanzgericht Rheinland-
Pfalz fordert im Zweifel ein separates Sachverstän-
digengutachten. Schwangerschaftsabbrüche und 
Empfängnisverhütungen sind dagegen steuerfrei. 
Auf die gewählte Methode zur Empfängnisverhütung 
kommt es nicht an. 
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2 Umsatzsteuerbefreiung für ehrenamtli-
che Tätigkeit 
 

Kernaussage 
Erhalten ehrenamtliche Helfer ein Entgelt für ihre Tä-
tigkeit, so ist dieses von der Umsatzsteuer befreit, 
sofern es sich lediglich um Auslagenersatz bzw. an-
gemessene Entschädigungen für den entstandenen 
Zeitverlust handelt. Um der Praxis die Anwendung zu 
erleichtern, hatte das Bundesfinanzministerium 
(BMF) hierzu schon im vergangenen Jahr Anwen-
dungsgrundsätze veröffentlicht. Das Schreiben erfüll-
te jedoch nicht die Vorstellungen der Betroffenen, die 
Nachbesserungen forderten. Das BMF hat nunmehr 
ein überarbeitetes Schreiben veröffentlicht. 

Neue Verwaltungsanweisung 
Zunächst grenzt das BMF den Begriff der ehrenamt-
lichen Tätigkeit von einer hauptberuflichen Tätigkeit 
ab, die nicht begünstigt ist. Ein mit der Tätigkeit ver-
bundener hoher zeitlicher Aufwand spricht gegen ei-
ne ehrenamtliche Tätigkeit, ebenso eine leitungsbe-
zogenes Entgelt. Liegt nun eine ehrenamtliche Tätig-
keit vor, so hängt die Befreiung von der Zahlung ei-
ner angemessenen Entschädigung ab. Als ange-
messen sieht das BMF unverändert eine Entschädi-
gung in Höhe von 50 EUR je geleisteter Tätigkeits-
stunde an, wobei die Vergütung aber insgesamt im 
Jahr den Betrag von 17.500 EUR nicht übersteigen 
darf. Zur Ermittlung der Grenze wird auf die Vergü-
tung des Vorjahres sowie auf die voraussichtliche 
Höhe des laufenden Jahres abgestellt. Echter Ausla-
genersatz bleibt hierbei unberücksichtigt. Pauschale 
Vergütungen stehen zwar noch immer der Befreiung 
entgegen, das BMF lässt aber nun eine Ausnahme 
zu. Hierzu muss die Vergütung per Vertrag, in der 
Satzung oder durch Beschluss eines durch die Sat-
zung legitimierten Gremiums geregelt sein. Aus der 
Regelung müssen sich die konkreten Tätigkeitsstun-
den ergeben; ferner sind die zuvor aufgeführten 
Betragsgrenzen (50 EUR/Std.; 17.500 EUR/Jahr) 
einzuhalten. 

Konsequenz 
Aufgrund der Definition des Begriffs der ehrenamtli-
chen Tätigkeit besteht die Gefahr, dass Personen, 
die viel Zeit in ihre ehrenamtliche Tätigkeit investie-
ren, die Befreiung nicht in Anspruch nehmen können. 
Da dies dem Ziel einer Förderung des Ehrenamts 
widerspricht, will der Deutsche Steuerberaterverband 
e. V. noch einmal eine klarstellende Änderung anre-
gen. Es ist nicht nur darauf zu achten, dass die 
Betragsgrenzen eingehalten werden, sondern dies 
sollte auch in ausreichender Form dokumentiert wer-

den. Sollen pauschale Vergütungen gezahlt werden, 
müssen diese entsprechend den Vorgaben des 
Schreibens vertraglich geregelt werden, ansonsten 
droht die Steuerpflicht für sämtliche erhaltenen Ver-
gütungen. 

 

3 BMF nimmt Stellung zum Steuersatz 
für Speisen und Getränke 

 

Kernaussage 
Die Lieferung von Lebensmitteln unterliegt dem er-
mäßigten Steuersatz (7 %). Werden hierzu jedoch 
zusätzliche Dienstleistungen erbracht, kann schnell 
der Regelsteuersatz zur Anwendung kommen (19 
%). Die Abgrenzung stellt die Praxis vor massive 
Probleme. Diverse Urteile des Europäischen Ge-
richtshofs (EuGH) und des Bundesfinanzhofs (BFH) 
sowie neue Vorgaben der EU trugen zu weiterer 
Verunsicherung bei. Auf eine klärende Stellungnah-
me des Bundesfinanzministeriums (BMF) wurde lan-
ge gewartet; nun liegt sie vor. 

Neue Verwaltungsanweisung 
Nach Ansicht des BMF kommt der Regelsteuersatz 
nur zur Anwendung, wenn das Dienstleistungsele-
ment qualitativ überwiegt. Um dies ermitteln zu kön-
nen ist die gesamte erbrachte Leistung zu beurteilen. 
Dienstleistungen, die notwendig mit der Vermarktung 
der Speisen verbunden sind, bleiben allerdings bei 
dieser Betrachtung unberücksichtigt. Gleiches gilt für 
Dienstleistungen, die in keiner Verbindung zur Abga-
be der Speisen stehen (z. B. Vergnügungsangebote 
im Freizeitpark). Das BMF listet hierzu im Hinblick 
auf die Anwendung des ermäßigten Steuersatzes 
schädliche und unschädliche Dienstleistungen auf. 
So sind z. B. die Zubereitung an sich und der Trans-
port nicht in die Gesamtbetrachtung einzubeziehen 
und somit unschädlich. Das Servieren der Speisen 
spricht hingegen im Rahmen der Gesamtbetrachtung 
gegen die Anwendung des ermäßigten Steuersatzes. 
Zuletzt erläutert das BMF die neuen Grundsätze an-
hand von 16 Beispielen. 

Konsequenz 
Das Schreiben weicht erheblich von der bisher ver-
tretenen Verwaltungsauffassung ab. Die Neurege-
lung dürfte in den meisten Fällen von Vorteil sein. 
Dies ist jedoch nicht primär der Einsicht des BMF zu 
verdanken, sondern der jüngsten Rechtsprechung 
sowie der EU-Kommission. Lieferanten von Speisen 
und Getränken, aber auch deren Abnehmer (z. B. 
Schulfördervereine, Pflegeheime etc.) müssen an-
hand des Schreibens prüfen, ob sich für sie Ände-
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rungen ergeben. Ferner können sie nun 
Optimierungen angehen. So kann z. B. durch Ände-
rungen des Angebots ggf. erreicht werden, dass die 
Leistungen zukünftig dem ermäßigten Steuersatz un-
terliegen. Da die neuen Grundsätze für alle Umsätze 
gelten, die nach dem 30.6.2011 ausgeführt wurden, 
ist auch für die Vergangenheit zu prüfen, ob noch 
Nutzen aus dem Schreiben gezogen werden kann. 
Insgesamt dürfte die korrekte Deklaration in vielen 
Fällen einfacher werden. Allerdings ist zu befürchten, 
dass es weiterhin Konflikte mit der Finanzverwaltung 
geben wird, wenn zu klären ist, ob die Dienstleis-
tungselemente qualitativ überwiegen. 

 

4 Kein vereinfachter Nachweis von Pay-
Pal-Sprenden 

 

Kernproblem 
Spenden an gemeinnützige Körperschaften werden 
steuerlich gefördert, in dem sie im Rahmen der 
Steuerveranlagung eine steuermindernde Berück-
sichtigung finden. Voraussetzung hierfür ist die Vor-
lage einer ordnungsgemäßen Zuwendungsbestäti-
gung. Vereinfachungen gelten für Spenden aus An-
lass von Katastrophenfällen und für Kleinspenden bis 
200 EUR. Fraglich ist, ob dies auch für Spenden 
über das Online-Bezahlsystem "PayPal" gilt. 

Neue Verfügung der Landesfinanzdi-
rektion Thüringen 
Spenden, die über "PayPal" abgewickelt werden, 
können nach Auffassung der Landesfinanzdirektion 
Thüringen nicht vereinfacht nachgewiesen werden. 
Begründet wird dies damit, dass aus dem Kontoaus-
zug der Bank bzw. der Kreditkartenabrechnung nur 
erkennbar ist, dass eine Zahlung an "PayPal" statt-
gefunden hat. Es ist nicht gewährleistet, dass die 
Spende auch tatsächlich die gemeinnützige Organi-
sation erreicht hat. 

Konsequenzen 
Die Auffassung der Landesfinanzdirektion Thüringen 
ist bundesweit abgestimmt und somit nicht nur in 
Thüringen zu beachten. Für den Spendenabzug in 
der eigenen Steuererklärung muss dem Finanzamt 
somit eine amtliche Zuwendungsbestätigung der be-
günstigten Organisation vorgelegt werden. Dies er-
scheint aufgrund des geringen Volumens einzelner 
"PayPal"-Spenden und des administrativen Auf-
wands unwahrscheinlich. 

 

5 Umsatzsteuer im Vereinssponsoring 

 

Kernproblem 
Sponsoringverträge bergen erhebliche steuerliche 
Risiken. Sofern der Sponsor für die gewährte Zu-
wendung eine unmittelbar hiermit zusammenhän-
gende Gegenleistung erhält, ist die Umsatzsteuer zu 
beachten. Laut geänderter Auffassung des Bundes-
finanzministeriums (BMF) unterliegen Zuwendungen 
des Sponsors beim Empfänger nicht der Umsatz-
steuer, sofern dieser lediglich auf die Unterstützung 
durch den Sponsor hinweist, z. B. auf Plakaten oder 
der Internetseite. Hierbei kann der Name, das Emb-
lem oder das Logo des Sponsors verwendet werden. 
Dem gegenüber führt jedoch die besondere Hervor-
hebung des Sponsors bzw. die Verlinkung zu dessen 
Internetseite zu steuerbaren Leistungen. 

Neue Verfügung der Oberfinanzdi-
rektion Karlsruhe 
Die Oberfinanzdirektion (OFD) Karlsruhe hat die 
neue Verwaltungsauffassung des BMF nun weiter 
präzisiert. So erbringt z. B. ein Sportverein, der von 
einer Versicherung für die Ausrichtung eines Turn-
festes einen Zuschuss von 10.000 EUR erhält, keine 
Leistung, wenn er in der Festschrift und im Festpro-
gramm nur auf die finanzielle Unterstützung hinweist. 
Wird zusätzlich zum Firmenlogo auch ein allgemein 
bekannter Werbeslogan abgedruckt, soll der Vor-
gang als Werbeleistung einzustufen sein. Analoges 
gilt bei Sachleistungen. Als Bemessungsgrundlage 
für eine steuerpflichtige Leistung des Gesponserten 
ist der gemeine Wert der Sach- oder Dienstleistung 
des Sponsors anzusetzen. Dies gilt selbst dann, 
wenn er den Wert der Werbeleistung des Gespon-
serten übersteigt. Bei einem krassen Missverhältnis 
ist beim Sponsor der Vorsteuerabzug zu versagen, 
wenn der Betriebsausgabenabzug nicht zugelassen 
wird. 

Konsequenzen 
Die neue Verwaltungsauffassung findet bei allen 
nach dem 31.12.2012 verwirklichten Sachverhalten 
Anwendung. Für davor ausgeführte Umsätze kann 
man sich auch auf die frühere Auffassung berufen. 
Dies wird regelmäßig geschehen, wenn man über 
die erbrachten Leistungen bereits umsatzsteuer-
pflichtig abgerechnet hat. 
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6 Bei Nutzung von Werbemobilien durch 
Vereine kann Umsatzsteuer anfallen 

 

Kernaussage 
Sponsoringverträge bergen erhebliche steuerliche 
Risiken. Sofern der Sponsor für die gewährte Zu-
wendung eine unmittelbar hiermit zusammenhän-
gende Gegenleistung erhält, ist die Umsatzsteuer zu 
beachten. Laut dem Bundesfinanzministerium (BMF) 
unterliegen Zuwendungen des Sponsors beim Emp-
fänger nicht der Umsatzsteuer, sofern dieser ledig-
lich auf die Unterstützung durch den Sponsor hin-
weist, z. B. auf Plakaten oder der Internetseite. Hier-
bei kann der Name, das Emblem oder das Logo des 
Sponsors verwendet werden. Dem gegenüber führt 
jedoch die besondere Hervorhebung des Sponsors 
bzw. die Verlinkung zu dessen Internetseite zu steu-
erbaren Leistungen. 

Neue Verfügung 
Im Nachgang zu obigem BMF-Schreiben hat die 
Oberfinanzdirektion (OFD) Karlsruhe nun auch ihre 
Verfügung zur umsatzsteuerlichen Behandlung der 
Überlassung von Werbemobilien geändert. Es liegt 
grundsätzlich kein Leistungsaustausch vor, wenn der 
Verein nicht aktiv an der Werbemaßnahme mitwirkt. 
Hiervon dürfte z. B. auszugehen sein, wenn das 
Fahrzeug lediglich für die eigenen, originären Ver-
einszwecke genutzt wird. 

Konsequenzen 
Die Finanzverwaltung hat die ertrag- und umsatz-
steuerliche Überlassung von Werbemobilien ausführ-
lich geregelt. Empfänger sollten diese Vorgaben 
möglichst genau umsetzen, um steuerliche Risiken 
zu vermeiden. 

 

7 Organschaft: BMF bezieht Stellung zur 
organisatorischen Eingliederung 

 

Kernaussage 
Ist ein Unternehmen finanziell, wirtschaftlich und or-
ganisatorisch in ein anderes Unternehmen einge-
gliedert, so liegt eine Organschaft vor. Das einge-
gliederte Unternehmen (Organgesellschaft) verliert 
umsatzsteuerlich seine Selbstständigkeit. Der Organ-
träger tritt dafür in die Stellung der Organgesellschaft 
ein. 

Rechtslage 
In mehreren Urteilen hatte der Bundesfinanzhof 
(BFH) in 2010 und 2011 grundsätzliche Feststellun-
gen zur organisatorischen Eingliederung getroffen. 

Die verunsicherte Praxis wartete schon seit gerau-
mer Zeit auf eine Reaktion des Bundesfinanzministe-
riums (BMF). Diese ist nun erfolgt. 

Neue Verwaltungsanweisung 
Nach Ansicht des BMF ist entscheidend für die An-
nahme einer organisatorischen Eingliederung, dass 
sichergestellt ist, dass die Organgesellschaft keine 
Entscheidungen gegen den Willen des Organträgers 
trifft. Im Regelfall setzt dies eine personelle Verflech-
tung der Geschäftsführungen von Organträger und 
Organgesellschaft voraus. Dies ist insbesondere ge-
geben, wenn die Geschäftsführungen identisch be-
setzt sind. Liegt keine vollständige Identität vor, ist 
die konkrete Ausgestaltung der Geschäftsführungs-
befugnis bei der Tochtergesellschaft entscheidend. 
So liegt z. B. keine organisatorische Eingliederung 
vor, wenn ein einzelvertretungsberechtigter Fremd-
geschäftsführer bei der Tochtergesellschaft tätig ist. 
Hier müssen zusätzliche Maßnahmen getroffen wer-
den, damit eine organisatorische Eingliederung vor-
liegt (z. B. "Letztentscheidungsrecht" eines perso-
nenidentischen Geschäftsführers). Daneben kann 
sich eine organisatorische Eingliederung auch erge-
ben, wenn leitende Mitarbeiter des Organträgers Ge-
schäftsführer bei der Organgesellschaft sind. Ist 
auch dies nicht gegeben, muss die Muttergesell-
schaft institutionell abgesicherte, unmittelbare Ein-
griffsmöglichkeiten besitzen, um eine Organschaft zu 
erreichen, z. B. durch einen Beherrschungsvertrag 
nach den aktienrechtlichen Vorschriften. 

Konsequenzen 
Betroffene Unternehmensgruppen sollten anhand 
der vom BMF vorgegebenen Kriterien prüfen, ob ei-
ne Organschaft – noch oder erstmals – gegeben ist 
oder nicht. Entspricht das Ergebnis nicht den Vorstel-
lungen der Unternehmen, ist zu prüfen, ob und wie 
dies geändert werden kann. Liegt z. B. eine Organ-
schaft vor und ist diese unerwünscht, so kann diese 
durch die Bestellung eines einzelvertretungsberech-
tigten Geschäftsführers in der Organgesellschaft, der 
nicht aus dem Leitungsgremium des Organträgers 
stammt, beendet werden. Hierbei sind allerdings 
auch außersteuerliche Aspekte zur berücksichtigen. 

 

8 Voraussetzungen für den Abzug von 
Auslandssprenden 

 

Kernproblem 
Europarechtlich ist es erforderlich, dass nicht nur 
Spenden an deutsche gemeinnützige Organisatio-
nen, sondern auch an vergleichbare europäische 
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Organisationen steuermindernde Berücksichtigung 
findet. Voraussetzung hierfür ist, dass der Spenden-
empfänger die deutschen gemeinnützigkeitsrechtli-
chen Vorgaben erfüllt. 

Sachverhalt 
Die Steuerpflichtigen begehrten den Spendenabzug 
an eine Stiftung spanischen Rechts mit Sitz auf Mal-
lorca. Nach deren Satzung handelt es sich um eine 
gemeinnützige Stiftung, die die Förderung der Lehre 
und der Erziehung, der Kunst und der Kultur sowie 
die Hilfe für Jugendliche und Senioren in allen For-
men bezweckt. Die Stiftung stellte eine in spanischer 
Sprache verfasste Zuwendungsbestätigung aus. Das 
Finanzamt berücksichtigte die Spende nicht und 
stellte sich auf den Standpunkt, die Einhaltung der 
gesetzlichen Vorgaben nicht prüfen zu können, weil 
keine Unterlagen über die Gemeinnützigkeit des im 
Ausland sitzenden Spendenempfängers vorgelegt 
worden seien. 

Entscheidung 
Nach Ansicht der Richter am Finanzgericht Düssel-
dorf wurde der Spendenabzug zu Recht versagt. Ei-
ne solche Auslandsspende kann nur dann anerkannt 
werden, wenn die Satzung des Empfängers den 
deutschen gemeinnützigkeitsrechtlichen Anforderun-
gen genügt. Außerdem ist nachzuweisen, dass der 
Empfänger nach seiner tatsächlichen Geschäftsfüh-
rung ausschließlich und unmittelbar gemeinnützigen 
Zwecken dient. Beides konnten die Steuerpflichtigen 
nicht beibringen. 

Konsequenzen 
Aufgrund der grundsätzlichen Bedeutung der 
Rechtsfrage ist die Revision beim Bundesfinanzhof 
(BFH) zugelassen. Anhand geeigneter Belege muss 
das deutsche Finanzamt prüfen können, ob die für 
die Anerkennung der Gemeinnützigkeit erforderli-
chen (inländischen) Voraussetzungen erfüllt sind. 
Die Hürden bei der praktischen Umsetzung – Erfül-
len der spezifischen deutschen gemeinnützigkeits-
rechtlichen Anforderungen – sind damit sehr hoch. 

 

9 Gesetz zur Stärkung des Ehrenamts 

 

Kernaussage 
Das "Gesetz zur Stärkung des Ehrenamts" soll den 
steuerbegünstigten Körperschaften und den ehren-
amtlich Tätigen die Arbeit erleichtern. Hierzu sollen 
die rechtlichen Rahmenbedingungen entbürokrati-
siert und flexibilisiert werden. 

Ausgewählte Neuregelungen 
- Vereinfachung des Nachweises der Hilfsbedürftig-
keit für mildtätige Körperschaften. – Verlängerung 
der Frist zur zeitnahen Mittelverwendung auf 2 Jah-
re. – Zusammenfassung der Voraussetzungen zur 
Rücklagenbildung in einem einzigen Paragrafen. – 
Schaffung der Möglichkeit, dass eine steuerbegüns-
tigte Körperschaft eine andere steuerbegünstigten 
Körperschaft mit zusätzlichem oder erstmalig mit 
Vermögen ausstattet. – Einführung eines neues 
Verwaltungsverfahrens zur Prüfung der Satzungen. – 
Anhebung der Umsatzgrenze bei Sportveranstaltun-
gen auf 45.000 EUR. – Anhebung der Übungsleiter-
pauschale von 2.100 EUR auf 2.400 EUR pro Jahr; 
selbiger Betrag gilt für Vormünder, Betreuer und 
Pfleger. – Anhebung der Ehrenamtspauschale von 
500 EUR auf 720 EUR. – Begrenzung der Haftung 
von Organmitgliedern, besonderen Vertretern, aber 
auch von Vereinsmitgliedern. – Aufnahme von Rege-
lungen zur Verbrauchsstiftung im BGB. – Gemein-
nützige GmbH's dürfen Abkürzung "gGmbH" ver-
wenden. 

Konsequenzen 
Die Neuregelungen sind grundsätzlich zu begrüßen. 
Zu beachten ist, dass einige davon rückwirkend zum 
1.1.2013 in Kraft treten. Manche treten am Tag nach 
der Verkündigung des Gesetzes, manche ab dem 
1.1.2014 und eine erst ab dem 1.1.2015 in Kraft. 

 

10 Bundesrechnungshof rügt Reformstau 
bei der Umsatzsteuer 

 

Kernaussage 
Das Bundesfinanzministerium (BMF) erweckt gerne 
den Eindruck, mit Hochdruck Steuervereinfachungen 
anzustreben und Steuerbetrug einzudämmen. Das 
hier Anspruch und Wirklichkeit oftmals recht weit 
auseinander liegen, hat der Bundesrechnungshof 
(BRH) nun aufgezeigt. 

Pressemitteilung des Bundesrech-
nungshofs 
Der BRH hatte dem BMF diverse Vorschläge im Hin-
blick auf ein einfacheres und weniger betrugsanfälli-
ges Umsatzsteuerrecht unterbreitet. U. a. forderte 
der BRH die schon seit längerem in der Diskussion 
befindliche Reform der Steuerermäßigungen sowie 
ein einfaches Kontrollverfahren für innergemein-
schaftliche Lieferungen. Wer nun aber denkt, dass 
diese Forderungen als Vorlage für das BMF dienten, 
um Vereinfachungen umzusetzen und Mehreinnah-
men zu erzielen, der kennt die deutsche Finanzver-
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waltung nicht. Der BRH stellt u. a. nunmehr fest, 
dass zwar auf einen Sonderbericht in 2010 hin eine 
Kommission zur Überarbeitung des ermäßigten 
Steuersatzes einberufen wurde, diese aber bis heute 
nicht getagt hat. Soweit Arbeitsgruppen ihre Arbeit 
beendet haben und Bedarf für Reformen sahen, fehlt 
es an der abschließenden Entscheidung hierüber. So 
kam eine Arbeitsgruppe in 2012 zu dem Ergebnis, 
dass die Besteuerung der öffentlichen Hand nicht 
dem Unionsrecht entspreche. Hierauf hatte der BRH 
schon 2004 und 2007 hingewiesen, geändert hat 
sich bisher noch nichts. 

Konsequenz 
Das BMF handelt frei nach dem Motto "wer nicht wei-
ter weiß, bildet einen Arbeitskreis". Entgegen allen 
Verlautbarungen ist nichts passiert. Soweit es Ände-
rungen gegeben hat, beruhten diese auf dem Druck 
der EU oder dienten alleine der Eindämmung der 
Steuerhinterziehung. Eine EU-konforme Überarbei-
tung des Umsatzsteuergesetzes (UStG) ist offen-
sichtlich nicht gewollt bzw. wird aus Rücksichtnahme 
auf Lobbyisten nicht angegangen. Dabei wäre gera-
de in der Umsatzsteuer eine Reform dringend nötig 
und würde auch auf Akzeptanz stoßen, da das jetzi-
ge Recht kaum noch ohne Risiken anwendbar ist. 
Unternehmen, die ihren umsatzsteuerlichen Pflichten 
nachkommen wollen, entstehen hohe Kosten, Betrü-
ger haben dagegen leichtes Spiel. Auch wenn die 
Kritik des BRH massiv ist, ist mit Änderungen nicht 
zu rechnen. So verweist die Stellungnahme des BMF 
hierzu auf mangelnden politischen Konsens zur Re-
form des ermäßigten Steuersatzes, aber zu gegebe-
ner Zeit werde wieder darüber diskutiert. Die Ergeb-
nisse der Bund-Länder Arbeitsgruppe zur Besteue-
rung der öffentlichen Hand werden nun durch über-
geordnete Gremien überprüft; alles wie gehabt. 

 

11 Aufwandsentschädigung ehrenamtli-
cher Betreuer ist steuerfrei 
 

Kernproblem 
Ehrenamtliche Betreuer üben eine sonstige vermö-
gensverwaltende und damit eine selbstständige Tä-
tigkeit aus. Fraglich ist, ob die bezogene Aufwands-
entschädigung von der Einkommensteuer freigestellt 
ist. 

Sachverhalt 
Ein Steuerpflichtiger ist vom Amtsgericht in bis zu 42 
Fällen als Betreuer bestellt worden. Hierfür bezog er 
Aufwandsentschädigungen nach dem Bürgerlichen 
Gesetzbuch (BGB) von bis zu 323 EUR pro Jahr und 

betreuter Person. Das Finanzamt erfasste diese 
Aufwandsentschädigungen als steuerpflichtige Ein-
nahmen. Eine gesetzlich vorgesehene steuerfrei 
Einnahme aus einer Bundes- oder Landeskasse lie-
ge hier nicht vor, weil die Aufwandsentschädigungen 
nicht ausdrücklich als solche im Haushaltsplan aus-
gewiesen seien. Hiergegen klagte der Steuerpflichti-
ge. 

Entscheidung 
Der Bundesfinanzhof (BFH) gab der Klage statt. Die 
streitigen Einnahmen des Klägers sind nach den Be-
freiungsvorschriften des Einkommensteuergesetzes 
(EStG) steuerfrei. Es reicht aus, wenn die Auf-
wandsentschädigung in einem Bundesgesetz, hier 
dem BGB, ausgewiesen ist. Ein zusätzlicher aus-
drücklicher Ausweis im Haushaltsplan ist nicht erfor-
derlich. 

Konsequenz 
Das Urteil entfaltet unter Umständen noch Wirkung 
für die Vergangenheit. Ab 2011 sind Aufwandsent-
schädigungen für Betreuer explizit nach dem Ein-
kommensteuergesetz von der Einkommensteuer be-
freit. Der Gesetzgeber hat dabei jedoch eine Höchst-
grenze von derzeit 2.100 EUR pro Jahr (künftig vo-
raussichtlich 2.400 EUR pro Jahr) aufgenommen. 

 

12 Ambulante Chemotherapie ist nicht 
steuerpflichtig 

 

Kernproblem  
Für gemeinnützige Organisationen ist regelmäßig 
bedeutsam, ob ihre Tätigkeiten dem (steuerpflichti-
gen) wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb oder dem 
(steuerbegünstigten) Zweckbetrieb zuzuordnen sind. 
Die Abgrenzung ist regelmäßig schwierig. 

Sachverhalt 
Eine gemeinnützige Stiftung fördert die öffentliche 
Gesundheitspflege. Im Rahmen ihres Krankenhaus-
betriebs unterhält sie eine Krankenhausapotheke. 
Diese verkauft neben Leistungen zur Versorgung der 
stationär untergebrachten Patienten Medikamente an 
Dritte, das Personal, andere Kliniken und andere 
Apotheken. Die Abgabe der Medikamente zur Ver-
sorgung von stationär untergebrachten Patienten 
und zur ambulanten Chemotherapie wurden steuer-
lich dem Zweckbetrieb zugeordnet. Das Finanzamt 
sah in der Abgabe der Zytostatika zur ambulanten 
Chemotherapie einen wirtschaftlichen Geschäftsbe-
trieb. 

Entscheidung 
Nach Ansicht des Finanzgerichts Münster stellt die 
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Abgabe im Rahmen der ambulanten Chemotherapie 
einen Zweckbetrieb dar. Es handelt sich um eine 
einheitliche Krankenhausleistung. Diese ambulante 
Krankenhausleistung umfasst sowohl die ärztliche 
Leistung als auch die notwendige Verabreichung von 
Medikamenten während der ambulanten Behandlung 
im Krankenhaus. Deutlich wird dies nach Ansicht der 
Richter dadurch, dass die verabreichten Zytostatika 
nach dem einzelnen Krankheitsbild auf den Patien-
ten abgestimmt individuell verordnet werden und nur 
unter ärztlicher Überwachung im Krankenhaus ver-
abreicht werden können. 

Konsequenz 
Die Auffassung der Finanzrichter überzeugt. Das 
letzte Wort wird aber der Bundesfinanzhof (BFH) ha-
ben, da dort die Revision anhängig ist. 

 

13 Neue Steuerberatervergütungsverord-
nung in Kraft getreten 

 

Kernaussage 
Nach der Zustimmung des Bundesrates zur Novellie-
rung der Steuerberatergebühren ist die neue Verord-
nung am 20.12.2012 in Kraft getreten. In Anlehnung 
an das Gebührenrecht der Rechtsanwälte lautet die 
Bezeichnung zukünftig "Vergütungsverordnung für 
Steuerberater, Steuerbevollmächtigte und Steuerbe-
ratungsgesellschaften (Steuerberatervergütungsver-
ordnung – StBVV)". Die Novelle berücksichtigt die 
gestiegene Preis- und Kostenentwicklung bei den 
Steuerberaterpraxen seit der letzten Anpassung im 
Jahr 1998. Der Preisindex ist in diesen 14 Jahre um 
mehr als 22 %, die Lohnkosten sind um mehr als 20 
% gestiegen. Die Aktualisierung der Steuerberater-
vergütungsverordnung beinhaltet z. B. die Schaffung 
neuer Gebührentatbestände, für die bislang keine 
Abrechnungsgrundlage bestand. Dies betrifft konkret 
die Abrechnung für die Überwachung der Lohnsum-
me oder die Thesaurierungsrücklage oder die Zu-
sammenfassende Meldung. 

Änderungen der bestehenden Steu-
erberatervergütungsverordnung 
Folgende Vergütungssätze für Steuerberater wurden 
angehoben: die Gebührentabellen A bis E wurden li-
near um 5 % erhöht. Die Zeitgebühr wurde auf 30 – 
70 EUR je angefangene halbe Stunde angehoben; 
der Höchstgebührensatz für ein erstes Beratungsge-
spräch beträgt nun 190 EUR. Die 
Betragsrahmengebühren im Bereich der Lohnab-
rechnung wurden durchschnittlich um 80 % erhöht. 

Verschiedene Mindestgegenstandswerte bei der An-
fertigung von Steuererklärungen wurden ebenfalls 
angehoben, z. B.: Einkommensteuererklärung ohne 
Ermittlung der Einzeleinkünfte von 6.000 EUR auf 
8.000 EUR, Körperschaftsteuererklärung von 12.500 
EUR auf 16.000 EUR, Gewerbesteuererklärung von 
6.000 EUR auf 8.000 EUR, Erbschaftsteuererklärung 
von 12.500 EUR auf 16.000 EUR. Die Vorschrift für 
die Ermittlung des Überschusses der Einnahmen 
über die Werbungskosten wurde erweitert und eröff-
net nun für Vorarbeiten, die über das übliche Maß 
erheblich hinausgehen eine zusätzliche Abrechnung 
nach Zeitgebühr. Darüber hinaus kann der Steuerbe-
rater die Abrechnung einer Selbstanzeige bei Steu-
erhinterziehung künftig nach den Gegenstandswert 
vornehmen, der sich nach der Summe der berichtig-
ten ergänzten und nachgeholten Angaben bemisst. 
Der Mindestgegenstandwert beträgt hier 8.000 EUR. 
Der Gebührenrahmen für Zwischenabschlüsse wur-
de auf 10/10 bis 40/10 angehoben und entspricht 
nun dem Maß des normalen Jahresabschlusses. 

Schaffung zusätzlicher Gebühren-
tatbestände 
Die Aktualisierung der Steuerberatervergütungsver-
ordnung beinhaltet daneben auch die Schaffung 
neuer Gebührentatbestände, für die bislang keine 
Abrechnungsgrundlage bestand. Dies betrifft konkret 
die Abrechnung für die Überwachung der Lohnsum-
me oder die Thesaurierungsrücklage oder die Zu-
sammenfassende Meldung. Regelungen, die durch 
die Novelle überflüssig wurden, sind entfallen, wie z. 
B. die Abrechnungsgrundlage für die Eigenheimzu-
lage. 
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Rechtsstand: April 2013 

Alle Informationen und Angaben in diesem BranchenBrief haben 
wir nach bestem Wissen zusammengestellt. Sie erfolgen jedoch 
ohne Gewähr. Diese Information kann eine individuelle Beratung 
im Einzelfall nicht ersetzen. 
 

Für weitere Fragen zu den vorstehenden Themen steht 
Ihnen Herr Steuerberater Heiko Brand gerne zur  
Verfügung. 

 

Heiko Brand, Steuerberater 
Paul-Hartmann-Str. 61, 89522 Heidenheim/Brenz 

Fon 07321 27719-0  -  info@steuerberater-brand.de 

www.steuerberater-brand.de 

Wir möchten unseren Mandanten ein zuverlässiger Partner 

in allen Beratungssituationen sein, sei es bei der Beantwor-

tung von Spezialfragen oder auch bei der Lösung komple-

xer Probleme. 

Unsere Beratungsschwerpunkte liegen in den Bereichen  

ü Steuerberatung  

ü Firmenumstrukturierungen 

ü Sanierungen / Sanierungsgutachten 

ü Unternehmens- und Wirtschaftsberatung 

ü Coaching für Unternehmer 

Sprechen Sie uns an
 

mailto:info@steuerberater-brand.de

